


hat das Oberlandesgericht Stuttgart - 6. Zivilsenat - durch den Vorsitzenden Richter am Oberlan-

desgericht Dr. Mosthaf, den Richter am Oberlandesgericht Dr. Häcker und den Richter am Ober-

landesgericht Kapp am 27.10.2025 beschlossen:

1. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil der 4. Zivilkammer des Landgerichts Tübin-

gen vom 14.3.2025 wird gemäß § 522 Abs. 2 ZPO einstimmig zurückgewiesen.

2. Die Beklagte trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.

3. Das angefochtene Urteil ist ohne Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar.

4. Der Streitwert des Berufungsverfahrens wird auf bis zu 10.000 € festgesetzt.

Gründe

I.

Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Erstattung der Vergütung in Höhe von 9.500,00 € in An-

spruch, die sie an die Beklagte aufgrund eines Coaching-Vertrages geleistet hat. Sie macht 

geltend, der Vertrag sei nach den gesetzlichen Bestimmungen über den Fernunterricht 

(FernUSG) nichtig.

Bezüglich der Einzelheiten des Vortrags und der Anträge der Parteien in erster Instanz wird 

auf den Tatbestand des landgerichtlichen Urteils Bezug genommen.

Das Landgericht hat der Klage antragsgemäß stattgeben.

Dagegen wendet sich die Beklagte mit der Berufung. Sie hält das FernUSG für nicht an-

wendbar und beantragt:

Das am 14.03.2025 verkündete Urteil des Landgerichts Tübingen, Az.: 4 O 242/24, wird 
aufgehoben und die Klage wird abgewiesen.

6 U 59/25 - 2  -



Mit Verfügung des Vorsitzenden des Senats vom 21.7.2025 ist die Beklagte darauf hinge-

wiesen worden, dass der Senat beabsichtige, die Berufung gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zu-

rückzuweisen.

Die Beklagte hat dazu mit Schriftsatz vom 27.8.2025 Stellung genommen.

II.

Nach einstimmiger Überzeugung des Senats hat die zulässige Berufung offensichtlich kei-

ne Aussicht auf Erfolg. Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung. Eine Ent-

scheidung des Berufungsgerichts zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer ein-

heitlichen Rechtsprechung ist nicht erforderlich und eine mündliche Verhandlung ist nicht 

geboten (§ 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO).

1.

Zur Begründung wird zunächst auf die Hinweisverfügung vom 21.7.2025 Bezug genom-

men.

2.

Die Stellungnahme der Beklagten gibt keinen Anlass zu einer abweichenden Entscheidung.

a)

Der Senat hält daran fest, dass es für die Beurteilung der Frage, ob der Vertrag auf Fernun-

terricht im Sinne des § 1 FernUSG gerichtet ist, auf die dem Vertragsschluss zugrunde lie-

gende Programm- und Leistungsbeschreibung des Dienstleisters ankommt und nicht dar-

auf, wie das Coaching später tatsächlich vollzogen wird (vgl. BGH, Urteil vom 12. Juni 2025 

– III ZR 109/24 –, Rn. 24, juris).

Aufgrund der Programmbeschreibung der Beklagten in Anl. B4 und B 5 hat das Landgericht 

zutreffend angenommen, dass der Vertrag der Parteien Fernunterricht zum Gegenstand 

hatte.
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aa)

Nach den Feststellungen des Landgerichts sollte die Wissensvermittlung in erster Linie 

über den auf drei Monate befristeten Zugang zu der Lernplattform der Beklagten mit vorpro-

duzierten Lernvideos erfolgen, anhand derer sich die Teilnehmer die Grundlagen der Ge-

schäftstätigkeit aufgrund praktischer Empfehlungen und Handlungsanleitungen selbst erar-

beiten sollten, sodass die Wissensvermittlung ihrem Schwerpunkt nach auf der Basis vor-

gefertigter Schulungsinhalte in asynchroner Form erfolgen sollte.

Auch nach dem Vortrag der Beklagten in der Klageerwiderung diente der synchrone wö-

chentliche Gruppencall nicht der Behandlung der Lerninhalte der Videomodule, sondern 

dem Erfahrungsaustausch und ermöglichte den Teilnehmern, individuelle Fragen zu stellen. 

Die Wissensvermittlung erfolgte deshalb ihrem Schwerpunkt nach durch das eigenständige 

Erarbeiten der Lerninhalte, die den Teilnehmern in den Lernvideos über die Plattform der 

Beklagten bereitgestellt werden sollten und damit in asynchroner Form in räumlicher Tren-

nung im Sinne des § 1 FernUSG.

bb)

Wie sich aus der Anlage B 5 weiter ergibt, sollten die Teilnehmer in den ersten Wochen 

während der Erarbeitung der Inhalte der Lernplattform die Gelegenheit haben, im Gruppen-

call Fragen zu stellen. Aus dieser Beschreibung der versprochenen Leistungen folgt entge-

gen der Auffassung der Beklagten die von § 1 Abs. 1 Nr. 2 FernUSG vorausgesetzte ver-

tragliche Pflicht der Beklagten, die Fragen der Teilnehmer zu beantworten und dadurch eine 

Kontrolle des Lernerfolgs im Sinne der weiten Auslegung dieses Tatbestandsmerkmals 

(vgl. BGH, Urteil vom 12. Juni 2025 – III ZR 109/24 –, Rn. 28, juris) zu ermöglichen.

Die Beklagte war danach - auch im Sinne ihrer Stellungnahme - kumulativ verpflichtet, über 

die Lernplattform das Lehrmaterial bereitzustellen und in dem begleitenden Gruppencall ei-

ne Lernkontrolle im oben beschriebenen Sinne zu ermöglichen.

b)

Da die Entscheidung auf der Anwendung höchstrichterlich geklärter Rechtsgrundsätze be-

ruht, hat die Sache keine grundsätzliche Bedeutung, selbst wenn andere Gerichte bei der 

Anwendung dieser Obersätze auf den Sachverhalt im Einzelfall zu abweichenden Ergeb-

nissen gelangen. Eine Divergenz im Sinne des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO wird 
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